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§ 16 WStVO.
Der Begriff „Gegenstände" schließt im 
gesamten Wirtschaftsstrafrecht Sachge­
samtheiten in sich, so daß auch Betriebe 
eingezogen werden können.
OG, Urt. vom 25. Oktober 1951 —
2 Zst 52751.

Aus den Gründen:
Der Angeklagte W. war zusammen mit 
dem früheren Angeklagten O. Inhaber der 
Firma Woll- und Seidenweberei W. & O. 
in M. Im Juli 1948 wurden anläßlidi 
einer Kontrolle der Firma strafbare 
Handlungen der Inhaber festgestellt. Das 
Landgericht Z. verurteilte am 1. Februar 
1949 den Angeklagten W. wegen Wirt­
schaftssabotage in Tateinheit mit Wirt­
schaftsverbrechen zu 2 Jahren 11 Mo; 
naten Gefängnis und Geldstrafen in einer 
Gesamthöhe von 200 000,— DM, den 
früheren Angeklagten O. wegen Wirt­
schaftsvergehen zu 1 Jahr Gefängnis und 
100 000,— DM Geldstrafe. Das Urteil 
gegen O. wurde rechtskräftig. Auf die 
Revision der Staatsanwaltsschaft hinsicht­
lich des Angeklagten W. hob das Ober­
landesgericht D. am 16. Juni 1950 das 
angefochtene Urteil insoweit auf und 
verwies die Sache zur anderweiten Ver­
handlung und Entscheidung an das Land­
gericht zurück. Dieses verurteilte darauf­
hin den Angeklagten W. mit Entschei­
dung vom 30. August 1950 wegen fort­
gesetzten Wirtschaftsverbrechens (§ 1 
Abs. 1 Ziff. 3 WStVO) zu 2 Jahren 
6 Monaten Zuchthaus und Vermögens­
einziehung.
Der Generalstaatsanwalt der Deutschen 
Demokratischen Republik hat die Kassa­
tion dieses Urteils insoweit beantragt, 
als das Landgericht nicht die Einziehung 
des Betriebs der Firma der Angeklagten 
ausgesprochen habe.
Der Kassationsantrag ist begründet. 
Nach § 16 WStVO können Gegenstände, 
die zu einer strafbaren Handlung be­
nutzt worden sind, ohne Rücksicht auf 
Eigentumsverhältnisse und sonstige 
Rechte Dritter eingezogen werden. Der 
Senat hat bereits in der Entscheidung 
vom 5. Oktober 1950 — 2 Zst 43/50 — 
(NJ 1950 S. 500) zum Ausdruck ge­
bracht, daß der Begriff Gegenstände auch 
Sachgesamtheiten in sich schließt und daß 
darunter auch Betriebe fallen. Dieser in 
der gesamten Entscheidung aufgestellte 
Rechtssatz bezieht sich auf alle Gesetze 
des Wirtschaftsstrafrechts, in denen von 
Gegenständen, die eingezogen werden 
können, die Rede ist. Daher war auch 
im vorliegenden Falle die Möglichkeit 
gegeben, den Betrieb des Angeklagten 
einzuziehen. Nach den Feststellungen des 
angefochtenen Urteils, die durch die 
Kassation nicht angegriffen worden sind 
und daher aufrechterhalten werden, sind 
die Straftaten des Angeklagten W. aber 
nur dadurch möglich geworden, daß er 
den Textilbetrieb besaß, in dem er große 
Mengen von nicht gemeldeten Stoffen 
zurückhielt. Auch die weiterhin von ihm 
getätigten Kompensationsgeschäfte waren 
nur durch den Betrieb möglich.

Der Senat hat in dem Urteil vom
14. September 1950 — 2 Zst 37/50 — 
(OGSt. 1 S. 255 f.) darauf hingewiesen, 
daß die Gerichte in Fällen, in denen 
der Sachverhalt Anhaltspunkte dafür bie­
tet, daß eine Maßnahme nach §§ 13 ff. 
WStVO erforderlich erscheint, diese 
Frage sorgfältig zu prüfen und die 
Gründe, die für oder gegen die Verhän­
gung einer solchen Maßnahme sprechen, 
im Urteil zum Ausdruck zu bringen 
haben. Dies ist im vorliegenden Falle 
nicht geschehen, obwohl der Sachverhalt 
Erörterungen in dieser Hinsicht unbe­
dingt erforderte. Die Bedeutung der 
§§ 13 ff. WStVO liegt, wie der Senat in 
der gleichen Entscheidung ausgeführt 
hat, darin, die weitere Betätigung solcher 
Personen, die sich gegen die WStVO 
vergangen haben, im Wirtschaftsleben so 
einzuschränken, daß ihnen die Möglich­
keit genommen wird, gleichartige wirt­
schaftsschädliche Handlungen zu begehen. 
Wenn § 16 WStVO die Einziehung auch 
nicht zwingend vorschreibt, sondern 
ihren Ausspruch in das Ermessen des 
Richters stellt, so findet dieses Ermessen, 
wie der Senat bereits mehrfach ausge­
sprochen hat, doch dort seine Grenzen, 
wo der Grundgedanke der Wirtschafts­
strafgesetze, den wirtschaftlichen Aufbau 
der Deutschen Demokratischen Republik 
zu schützen, die Einziehung erfordert 
(vgl. OGSt. 1 S. 195 ff.). Diese Voraus­
setzungen lagen aber vor, da es sich 
um schwerwiegende Verfehlungen des 
Angeklagten gegen die Wirtschaftsord­
nung handelt, die nur durch den Besitz 
des Betriebes möglich waren und bei 
denen nach der Persönlichkeit und dem 
Verhalten des Angeklagten die Gefahr 
einer Wiederholung gleichartiger wirt­
schaftsschädlicher Handlungen besteht. 
Daher hätte im vorliegenden Falle das 
Gericht die Einziehung des gesamten 
Betriebes, auch soweit er nicht dem An­
geklagten W. gehört, aussprechen müssen. 
Das Unterlassen dieser Entscheidung 
stellt im vorliegenden Falle einen Er­
messensmißbrauch des Gerichts und dem­
nach eine Verletzung des § 16 WStVO 
dar.
Aus: Neue Justiz Nr. 2, Februar 1952,
S. 80/81.
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Amt für Wirtschaft 
Referat Maschinenbau.

Leipzig, den 2. 5. 1950
An das
Amt für Wirtschaft 
— Abt. Wirtschaftsrecht —
Betr. Fa. Stöcker & Co. Leipzig W 31, 

Wachsmuthstr. 10 
Seit vielen Monaten werden für die 
beiden NAGEMA-Betriebe der Stadt 
Leipzig, und zwar die Komprimierma­
schinenfabrik sowie ,Saxonia’ Fleischerei­
maschinenindustrie, geschlossene Betriebs­
räume gesucht, die auch in Leipzig- 
Schönefeld gefunden waren. 
Produktionsmäßig ergeben sich allerdings 
an der besagten Stelle einige Schwierig­
keiten, und außerdem würde der Umzug

beider Betriebe Kosten zu Lasten der 
Gesamtwirtschaft verursachen, die im 
Augenblick nicht zur Verfügung stehen, 
zumal beide Betriebe am Export betei­
ligt sind, so daß Produktionsausfälle un­
bedingt vermieden werden müssen.
Nun liegt der NAGEMA-Betrieb 
,Saxonia’ Fleischereimaschinenindustrie 
nachbarlich zu der oben bezeichneten 
Firma. Auf Grund der sich dort anbah­
nenden Entwicklung hat das Amt für 
Wirtschaft — Abt. Produktion — mit 
der VVB-NAGEMA abgesprochen, daß 
die NAGEMA nach Abschluß des Ver­
fahrens über die Firma Stöcker & Co. 
diesen Betrieb raummäßig übernimmt, 
und sie könnte dann die Konzentration 
mit der Komprimiermaschinenfabrik auf 
Gelände in unmittelbarer Nähe der bis­
herigen Produktionsstätte durchführen. 
Der Abt. Wirtschaftsrecht wird hiervon 
Kenntnis gegeben, damit die beschlossene 
Entwicklung bei allen Entscheidungen, die 
die Firma Stöcker & Co. betreffen, be­
obachtet wird, denn die Konzentration 
ist eine unumgängliche Notwendigkeit. 
Der Verzicht auf die Räume in Schöne­
feld erfolgte lediglich unter dem Ge­
sichtspunkt der Verwirklichung des Plans 
über die Räume mit Stöcker & Co. Zeit­
lich ist von hier mit der NAGEMA ver­
einbart worden, daß in etwa 6 Monaten 
mit einer gewissen Realisierung in dieser 
Richtung gerechnet werden kann. Es wird 
noch einmal wiederholt, daß diese Dar­
stellung lediglich dazu dienen soll, bei 
allen Entscheidungen über die Firma 
Stöcker & Co. entsprechend zu verfahren.

gez. Unterschrift.
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Rat der Stadt Leipzig 
Dezernat Wirtschaft und Verkehr 
— Amt für Wirtschaft —
An die
Staatsanwaltschaft Leipzig 
7 K Ls 13/50/3—70/501 
Leipzig S 3 
Elisenstr. 64
Betr.: Firma Stöcker & Co. bzw. Franz- 

Werner Vahl, Leipzig 
Az 287/50

Gemäß unseres Antrages auf gericht­
liche Strafverfolgung vom 24. 4. 50 ist 
unseres Wissens gegen die Verantwort­
lichen in Abwesenheit ein Urteil dahin­
gehend ausgesprochen worden, daß Ver­
mögenseinzug zugunsten des Landes 
Sachsen vorsieht. Dieses Urteil ist nicht 
rechtskräftig. Mit unserem Schreiben vom 
23. 6. 50 wiesen wir auf die besonderen 
Verhältnisse in dem Betrieb Stöcker & 
Co., Leipzig W 31, Wachsmuthstr. 10, 
hin. Mit diesem baten wir Sie um Ent­
scheidung dahingehend, wie die Führung 
des Betriebes zu erfolgen habe. Nach un­
serer Ansicht scheint aber im Hinblick 
auf das ergangene Urteil die Einsetzung 
eines Treuhänders für dieses Unter­
nehmen am zweckmäßigsten. Es wird 
deshalb um Ihre Stellungnahme zu die­
ser unserer Anregung gebeten. Im zu­
stimmenden Sinne bitten wir Sie, ent­
sprechende Anweisung nach hier zu 
geben, weil das Verfahren z. Zt. bei 
Ihnen anhängig ist.

I. A. (Unleserlich).
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